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Bildungsfragen auf der Gemeinsamen Synode
Das Thema Bıldung hat autf der Gemeinsamen Synode der Phantasıe, der Liebe, des Gemütes, des intuıtıven
einen besonders herausragenden Platz Dıies zeıgte die Ertassens un: schöpferischen Gestaltens, seelischen Er-
Debatte über „Schwerpunkte kirchlicher Verantwortung lebens un: moralischen Wertens geweckt werden un: in
1mM Bildungsbereich“ auf der Mai- Vollversammlung, Wechselwirkung mıt dem intellektuellen Wachstum cha-
diese Vorlage 1mM Vergleich etUW. ZUuUr Eheproblematik (vgl rakterliche Prägungen fundieren“. Werbend un!: beruhi-

August 1974, 476 relatıv urz abgehandelt wurde. gend zugleıch wurden für Bildungseinrichtungen in katho-
ıcht da{ß 1mM katholischen Bereich Bewußtsein VO  e} lischer Trägerschaft VOL allem diejenigen Postulate her-
der Bedeutung dieser Fragen tehlte. Es z1ibt 1mM inner- ausgestellt, die Triebfeder der Reformbemühungen der
kirchlichen Bereich und nıcht zuletzt seıtens der ın Bil- etzten Jahre aren „Sachgerechtigkeit, Beachtung der
dungspolitik un! Bildungsplanung tätıgen Katholiken eın pädagogischen Eigengesetzlichkeıt, tortwährende wIissen-
unauthörliches Drängen un: Mahnen, die Auseinander- schaftliche Überprüfung des eigenen pädagogischen Tuns,
SeEtzZUNg mıiıt den verschiedenen Bıldungskonzeptionen un: soz1ıale Ofenheit un besondere Berücksichtigung der
den dahinterstehenden Wertentscheidungen intensiver un: schwächeren un: benachteiligten Glieder der Gesellschaft
grundsätzlicher autzunehmen. Doch das Ergebnis des (wobei nıcht 1Ur Sökonomische Benachteiligungen, sondern
katholischen Anteıls der Bildungsdebatte der letzten auch vielfältige individuelle un tamıliire Belastungen
Jahre 1St eher unn gerade 1n Grundsatzfragen. Dıie beachten sınd), Mitwirkung un: Mitbestimmung aller
zuständige Synodenkommission hat sıch VO'  3 Anfang Bildungsprozeiß Beteiligten“.
reichlich Mühe gemacht, obwohl S$1e durch ıhre Doppel- Diese Postulate finden sıch 1mM Begründungsteıl ZUuUr Jetz1-
belastung, Bildung un: Publizistik, vielleicht noch mehr SCHh Vorlage ZU Teil wörtlich wieder, doch verzichtet die
Schwierigkeiten hatte als andere Sachkommuissionen auch Vorlage selbst auf die Formulierung VO'  3 Grundsätzen,
un: durch die Publik-Krise zeitweilig VO  3 ıhrer eigent- sondern erklärt pragmatisch un kurz, welche Ziele un:
lıchen Arbeit abgelenkt WAarl. Inhalte heutiger Bildungspolitik INa  z} unterstutzen 111

un welche nıcht. Als berechtigt sieht INa  $ AN:; „Erziehen
ZUr Verantwortlichkeit un Mündigkeit, Herstellen Zrö-
Kerer Chancengleichheit, Entfalten VO  - Begabungen unAm Schulen freier Trägerschaft
individuelle Förderung, Gleichrangigkeit VO  - beruflicher

Als VO  - allen Sachkommissionen hatte S$1e bereits 1m un: allgemeıner Bildung, Schaffung VO:  3 Angeboten ZUr

Juniı 19797 einen ersten als Vorlage gedachten Entwurtf VOI - Weıiterbildung 1n jeder Lebensphase, stärkeres Mitwirken
gelegt über „Bildungseinrichtungen in freier Trägerschaft“ aller Beteiligten Planung, Gestaltung un: Verwaltung
(Wortlaut 1n ® Synode Nach der Liquidierung der 1im Bildungswesen“. Abzulehnen sınd dagegen: „Mono-
Kontessionsschule un ın einer Phase notwendiger Neu- pole 1mM Bildungswesen; kognitive Überfrachtung VO  S Bil-
orıentierung der institutionellen rasenz der Kirche 1m dungsgängen; ıne eın technologische un funktionale
Bildungswesen un: angesichts der ebhaften Nachfrage Bildungsreform, die die rage nach dem Sınn des Men-
katholischer Eltern 1n manchen Gebieten nach Schulen 1in schen un der Welt ausklammert: ideologisierte, exper1-
kirchlicher Trägerschaft hatte diese Vorlage durchaus ıne mentell kaum überprüfte un: vielfach allzu rasch oOran-

VOT allem strategische Bedeutung. Neben Organısa- getriebene Versuche SOWI1e deren unzulässıge Verallgemei-
torischen Ma{fißnahmen in der eigentlıchen Beschlußvorlage bei Änderungen 1mM Bildungsbereich; Versuche,
(Schulentwicklungspläne auf Diözesan- oder Landesebene ohne die notwendiıge demokratische Legitimierung weıit-
für Schulen 1n katholischer Trägerschaft, Angebot ZzZentra- reichende HEeCUC Rıchtlinien un strukturelle Veränderun-
ler kirchlicher Dienste für diese Schulen) enthielt der e1In- SCH auf dem Verwaltungsweg einzuführen; ungenügende
leitende Grundsatzteil einıge Aussagen, 1n denen es der Berücksichtigung bzw. Einschränkung des Elternrechts“.
Ommıss1ıon besser als 1n der Jjetzigen Vorlage gelang, Kann INa  $ solchen Auslassungen den Vorwurt machen,
Grundziele VO]  3 Bildung und Erziehung wenıgstens —- s$1e seıen der deutlich erkennbaren tagespolitischen
satzweıse umschreiben. Katholische freie Bildungsein- Zuspitzung (Gesamtschule, Rahmenrichtlinıen) pra
richtungen, hieß dort, hätten iıhr pädagogisches matisch un allgemeın, mußte INd)  - SCHCNHN das Papıer
Handeln Orıentieren 95 allen Grunddimensionen der über Bildungseinrichtungen in freier Trägerschaft einwen-
menschlichen Person: Individualität, Mitmenschlıichkeıt, den, ordne Wertentscheidungen und Bildungsziele SPC-
Weltoftenheit un: Transzendenz“. Sıe sollen sıch bemü- ziell der katholischen Schule 1ın treier Trägerschaft Z die
hen, „günstıge Bedingungen für die Entfaltung mensch- ZU Grundbestand VO  - Erziehung un: Ausbildung
liıcher Grundfähigkeiten schaften, in denen die Kräfte chlechthin gehören un: die deshalb gerade VO  3 den Kır-
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chen 1n das allgemeıine Bildungswesen mıt eingebracht vorstellungen VO  . Mensch un: Welt tormulıeren“,
werden müßten. Abgesehen davon brachte diese hätte iımmerhiın pädagogische Reflexion über den
Vorlage ıne aum zumutbare Begrenzung auf ıne pr1- Grundschul- un Gymnasialbereich einıgen handfesten
mar innerkatholische Problematik, schwieg sıch aber auch Aussagen anthropologischer Art über manche didaktisch-
ler über neuralgische Punkte AaUS: e über die finanzıell pädagogische Fehlkonstruktionen (einseitige Betonung des
ungleıiche Förderung un! Behandlung VO  3 Schulen in Kognitiven bei gleichzeitiger seelischer Unterforderung
diözesaner Trägerschaft un:! Ordensschulen. Außerdem des Kindes, des rein Lernbaren gegenüber der Einübung
gab genügend Themen anderen Angelpunkten des 1n Verhalten) geführt. Die Vernachlässigung des Erziehe-
Bildungswesens (z die Frage der Zuordnung der VOI- rischen f1el dieser Vorlage ebenso aut w ıe die des rzıe-
schulischen Erziehung: hier Kindergarten, dort Volks- hungs- und Bildungsfaktors Famiılie (ım nichtschulischen
schule bzw Elementarbereich; die Stellung der kirchlichen un: nıchtrechtlichen Bereıich). Der Abschnıiıtt über „Rechte
Erwachsenenbildung), denen eın Wort der Synode der Eltern un Hılfen für Eltern 1M Schulwesen“ 1eß NUuUr

gebracht schien. So WAar eigentlich nıemand besonders — den Wıillen ZU: Eınsatz für die Mitwirkung der Eltern
glücklıch, als die Zentralkommissıion jene Vorlage bei der Gestaltung des Schulwesens un bei der Entschei-
mit dem Vermerk die Sachkommission VI zurückver- dung über den Bildungsweg ıhrer Kinder erkennen.
wıes, INa  > mOöge diese „1M Hinblick aut andere Bildungs- ıcht alle der gewählten Schwerpunkte erweckten gleiche
einrichtungen“ erganzen. Der wang ZUuUr Konzentratıon, Aufmerksamkeit. Relativ ausführliche Debatten gab
der durch das Kürzungsprogramm der Zentralkommıis- Abschnitt (Erziehung des Kleinkindes), Abschnitt
S10N VO: Januar 1973 für alle Kommissionen unausweich- (Förderung katholischer Schulen in treier Trägerschaft)
lıch wurde, erledigte vorzeıt1ig auch das zweıte Thema, un: Abschnitt O (Hochschulbildung und Hochschul-
das sıch die Sachkommission VI 1im Bildungsbereich g- pastoral). Nur kurze, Detailthemen explizierende Aus-
stellt hatte: ıne eigene Vorlage über Kleinkindpädagogik. sprachen gab Abschnıiıtt (Sorge für behinderte un:

verhaltensgestörte Jugendliche, wobei die Unterscheidung
7zwischen „behindert“ und „verhaltensgestört“ Fall

Katalog ohne pädagogischen Fros gebracht wurde) un: Abschnitt (Weiterbildung bzw.

Das Ergebnis dieser Konzentrationsbemühungen WAar Erwachsenenbildung 1n katholischer Trägerschaft, wobei
INa  3 sıch für den umtassenderen Begrift der „Weiterbil-nach fünfmaliger Überarbeitung eın Gesamtpapıer, das
dung“ entschied). Je ıne einz1ıge Wortmeldung erfolgtesıch wen1g oder aum mMIt Grundlagenfragen VO  — rzıe-

hung und Bildung befaßfit, sondern schwerpunktmäßig den Abschnitten (Berufsausbildung) un (Elternrechte
un: Hilten für Eltern 1im Schulwesen: aber Wel sıch hierdiejenigen Fragenkreise auswählte, die den Autoren der

Vorlage AUS$S kirchlicher Perspektive VO:  a besonderer Bedeu- Wort meldete, WAar nıcht eın VO]  3 Schule und Schulver-
waltungI seiner Kınder frustrierter Vater, sondern

eung seın schienen. Es siınd (nach den vorhın zıtierten
der Kultusminıiıster VO  } Rheinland-Pfalz).Bemerkungen ZUTr Bildungsretorm 1m allgemeinen) 1NSs-

gEeESAMT acht Erziehung des Kleinkindes (formuliert WeTl- Zur Schulseelsorge (Abschnitt gab NZ Z7wel Wort-
meldungen, und WAar Zzu Antrag VOIN Prof Hugo Stayu-den weniıger Grundsätze der Kleinkindpädagogik als viel-

mehr Forderungen Z.U Ausbau der Einrichtungen 1m dinger (Paderborn), der autete: „Die Synode empfiehlt,
allen weltanschaulich neutralen, ınsbesondere jedochVorschulbereich un: ZUT: Verbesserun der Ausbildung
den aktisch unchristlichen Schulen katholische Aktıv-des pädagogischen Personals); orge für behinderte un:

verhaltensgestörte Kinder und Jugendliche; Berufsbildung STruppcCch bılden, in denen katholische Lehrer, Eltern
un Schüler zusammenwirken, die Rechte der katho-un berufliches Schulwesen: katholische Schulen 1n freier

Trägerschaft; Elternrecht und Hıiıltfen tür die Eltern 1mM lischen Minderheit sichern und die eigenen Auffassun-
SCH 1mM (GGesamt der Schule wirksam vertreten.“ KonradSchulwesen: Schulseelsorge; Hochschulbildung un Hoch-

schulpastoral; Weiıiterbildung (Erwachsenenbildung) iın Krämer, der Chefredakteur der KNA, erklärte amens

katholischer Trägerschaft. der Sachkommission, das angesprochene Problem se1l Z Watr

Dıies sınd, zweıfellos, w1e die Berichterstatterin der Kom- ıne gewichtige Aufgabe katholischer Lehrer und der
mıssıon Sag  9 „wichtige Themen  9 aber überzeugend oder katholischen Elternschaft, die 1mM schulrechtlichen un:!

schulpolitischen Bereich tätıg sınd, hielt aber die Biıldungpar zwingend WAar der Katalog nıcht. Erstaunlich WAar

auch für manche Synodalen da{f gerade den VO  - Aktıygruppen „für wen1g LAatsam und überflüssıg“.
Kernbereichen VO!  3 schulischer Erziehung un Bildung Der Antragsteller präzısıerte das Problem: gehe ıhm
ZUr Grundschule und Sekundarstute un: 11 nıchts nıcht den Ausdruck Aktivgruppen, aber Schüler, die
gesagt wird. Vermutlich hıng das nıcht 1U miıt der Angst VO'  3 Lehrern einse1it1g bearbeitet würden, müßten wıssen,

wohin s1e sıch, W ennn S$1e siıch wehren wollen, wenden kön-VOr „kasuistischer Verzettelung“ ININ!  9 wıe die Be-
richterstatterin meınte, sondern mıiıt der Enthaltsamkeit NECN, und die Eltern müßten dies auch wIissen. Oftfenbar
hinsichrtlich der Formulierung eiınes pädagogischen Leıit- WAar der Erfahrungshintergrund mi1t indoktrinierenden
bildes. Wenn INa  $ schon Versuch scheiterte, „ein Bil- Lehrern für die Synodalen brisant u  59 für den
dungs- und Erziehungskonzept AUS christlichen rund- Antrag sens1ıbıilisiert senin. Er wurde mM1t 113 Ja- und
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95 einstımmen bei 21 Enthaltungen ANSCHOMMECN. Mıt Erziehungskundlicher Unterricht soll 1n den oberen
„Schulseelsorge“ hatte das reilich 1Ur sehr indirekt Klassen der Sekundarstute un: 1ın dıe Sekundarstufe 11
tu  5 War das Thema ıcht diskutabel? Die Vorlage hatte eingeführt werden.
den Auf- bzw Ausbau einer eigenen Schulseelsorge immer- Punkt wurde durch einen VO'  3 eiınem Bischotf (Heinrich
hın mıiıt der Notwendigkeit begründet, „dıe Pfarrseelsorge Tenhumberg) un: VO'  25 einem Betriebsratsvorsitzenden
durch eın Netz VO Angeboten erganzen un die (Paul Reuth), die auch gleichlautende Vorschläge ZU

Menschen für den christlichen Dienst auch in ıhren Lebens- Bildungsurlaub einreichten, vorgelegten Antrag ZUr Eın-
bereichen durch Verkündigung un: Gottesdienst stAr- führung ines Erziehungsgeldes erganzt: „Erziehungsgeld
ken Sıe empfahl, 1ın jeder Diözese Verantwortliche für sol] mındestens bıs ZUr Vollendung des dritten Lebens-
die Schulseelsorge bestellen, ın jeder Schule eiınen Geist- jahres 1ın ausreichender Ööhe gezahlt werden, damıt ein
lichen oder Laıen MIt Schulseelsorge beauftragen, un: Elternteil (ım Regelfall die Mutter) die Erwerbstätigkeit
torderte Orden und kirchliche Bildungsstätten auf, dabe; ZUgunsten der Kindererziehung aufgeben kann, ohne —

Personalhilfe leisten. Ob dıie Synodalen den Vorschlag zumutbare materielle Nachteile erleiden. Dıie Einfüh-
für nıcht praktikabel hielten oder ıhnen das Anliegen rung gleitender Einkommensgrenzen 1St vertretbar. Für
nıcht richtig prasent war? Sıe wollten jedenfalls mıtten Einkommensschwache (Alleinstehende der gering Velr-

in der Auseinandersetzung den Religionsunterricht dienende Ehepaare) 1St das Erziehungsgeld entsprechend
erhöhen Eın weıterer Antrag VO  ; Tau Ursulaun: 1mM Streit die Projekte außerschulischer Katechese

dieses weitgehend noch erschließende Neuland nıcht Bekehermes, der kirchliche Iräger aufforderte, „NUur dann
betreten, un: 1e] schien die Sachkommission mıiıt dem Einrichtungen der Kleinkindpädagogik übernehmen,
Thema auch ıcht vorzuhaben. Eıne Theorie der Schul- WCNN staatliche Stellen für den Bau un die Erstausstat-
seelsorge (W9.rum gleich Theorie?) stehe, die Bericht- tung SOTSCH un einen ANSCMESSCHNCNH Beıitrag den lau-

tenden Kosten leisten“, wurde abgelehnt.erstatterin, noch Antang. Mıt ıhrer Weıiterentwicklung
habe sıch die Oommıssıon ZUr eıt überfordert gefühlt.
Wll INa  - also festhalten, über welche konkreten Vor- Die Wortmeldungen diesem Punkt ausschließ-

lıch der rage der Zuordnung der Fünfjährigen gewıdmet.schläge und Streitpunkte debattiert wurde, mu{ Man VOLI

allem die Abschnitte Z un 8 heranzıehen. Dazu lagen wel Anträge VOT. Der eine, VO'  3 Prot Aloys
eck (Bonn/Speyer), wollte die rage grundsätzlıch often-
halten un: plädierte tür ıne „dynamiısche Lösung“”, die
ne „CENSCIC Kooperatıion 7zwıschen den Einrichtungen derVorschule und Kindergarten Kleinkindpädagogik un: der Grundschule bei Wah-

Das Thema Vorschule vermochte oftenbar ıne Reihe VO  3 rung ıhrer spezifischen Aufgaben anstrebt“. Der —

Synodalen meılsten fesseln. Und die Beıiträge VeTl- dere, VO  e TAau V“O:  S& Gumppenberg (München), sprach eine
offtene arnung AUS die Herausnahme der Fünf-schıiedener Bildungspolitiker zeigten, da{ß der Vorschul-

boom noch Jange nıcht hınter uns lıegt Allerdings oing jährigen AUS dem Kindergartenbereich un: ıne Vorver-
auf der Synode auch da wenıger die Auseinander- legung des Schulpflichtalters. Da sıch Z WaAlt der Bildungs-

SETZUNG ber das, W as Kleinkindpädagogik iınhalrlich TAat (vgl. auch ds Heft, 461) für eın Vorschul(Über-
Bildung und Erziehung vermitteln hat, sondern 1n gangs-)jahr für die Fünfjährigen ausgesprochen, die Bund-

Länder-Kommissıon sich aber auf Experimente bıs 1980erster Linıe die organisatorische rage der Zuordnung
der Fünfjährigen. Dıie Sachkommiuission hatte dazu eine geein1gt hat un dann 1in der Sache selbst erst entschei-
einheitliche Stellungnahme formuliert, sondern sich mMI1t den se1ın wiırd, hatten die Bildungspolitiker den
der Aufstellung einıger allgemeıiner Regeln über Erzıe- Synodalen ein natürliches Interesse daran, durchzusetzen,
hung un: Bildung des Kleinkindes beschränkt: Der Staat W as vernünftigsten WAal, nämlich die Sache oftenzu-

halten bzw. sich möglichst wen1g dazu zußern. Nach-bzw der Gesetzgeber soll gewährleisten, daß während
des ersten Lebensjahrs eınes Kindes eın Elternteil nıcht auf dem mehrere Redner 1mM Sınn der Ta VO  3 Gumppenberg
außerhäusliche Erwerbstätigkeit angewıesen 1St. VOLr einer Funktionseinengung des Kindergartens gewarnt
Vollendung des dritten Lebensjahres soll möglıchst allen und die Fünfjährigen als „ein Sanz entscheidendes An-
Kındern der Besuch eıiner Einrichtung der Kleinkind- regungspotential für die Dreıi- un: Vierjährigen“ beschrie-

ben hatten, nahm Tau aurıen die Argumente für un:pädagogik eröftnet werden. Kirchliche räger sollen
viele solcher Einrichtungen schafien, W1e S$1e personell, wıder auseinander, VO'  - denen die einen falsch seılen
finanzıell un organisatorischveran können. Dıie w1e die anderen. Letztlich gehe doch nıcht das
verantwortlichen Stellen mussen sıch ıne qualifizierte Wohl VO  3 Institutionen, sondern das VO  - Kindern.
Aus- un Weiterbildung VO'  e Erziehern un: sozialpäd- Jede Abstimmung se1 deshalb mißlich. ber ers  e als der
agogischen Mitarbeitern emühen. An den Hochschulen, bayerische Kultusminister Hans Maıer beträchtlichen
Fachhochschulen und Fachschulen für Sozialpädagogik miniısteriellen Charme aufwandte, ZOS die Antragstellerin
sollen Theorie und Praxıs der relig1ösen Erziehung des ıhren Antrag mıt der Bemerkung zurück, gyebe Argu-
Kleinkindes stärker gepflegt werden. Auf Hochschulebene {o  9 die unabhängıg VO Terminkalender der Bil-
1St eın eigener Forschungsschwerpunkt dafür schafien. dungspolitiker gelten.
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Wohl MIt 1M Blick auf ıne ausreichende MiıtfinanzıerungMehr Gleichbehandlung auch der Ordensschulen hatte Zisterzienserabt Thomaskatholischer Schulen
Denter den spater zurückgenommenen Antrag gestellt,
die Bistumsleitungen möchten überprüfen, ‚ob bei einerIn der Debatte über Schulen ın katholischer Trägerschafl

fielen dreı Punkte besonders aut die Frage, 1n welchem etwaıgen Kirchensteuersenkung genügend finanzielle Mıt-
Ausmafß un: nach welchen Kriterien solche Schulen CI - te]l ZUuUr Verfügung stehen, die gewünschten Schwer-
richtet bzw erhalten werden sollen, die Leistungskapa- punkte 1mM Bildungsbereich realisieren“. Generalvıkar
Zıtät der Kirche aut diesem Sektor un: die rage der Kır- Erwın Dıemer (Speyer widersprach: Es gehe gal nıcht

Senkung, sondern Harmonisıerung, und diesechensteuersenkung bzw -harmonisierung, die Frage der
Gleichbehandlung VO  ; Ordensschulen un Schulen in di- musse se1n, WEenNn InNnan den Eınzug durch die staatlıchen

Finanziämter erhalten wı1ıssen wolle Und ıne Harmon1i-Ozesaner Trägerschaft.
In der Vorlage selbst WAar Nnu  an Punkt direkt sıerung nach oben se1 nach den gegebenen Verhältnissen
chen miıt dem Satz „Dıie Synode empfiehlt, katholische 1U einmal nıcht möglıch. 1n diesem Fall kam dem

Ordensmann der Kultusminister SCSCN den GeneralvikarSchulen in treier Trägerschaft, deren Auflösung aus SCc-
wichtigen Gründen Eerwogch wird, möglichst NULr dann seiner eigenen Diıözese Hılte Bernhard Vogel Har-

mon1ısıerung Ja, „aber nıemand zwıngt uns ZUuUr Harmonıi-aufzuheben, wenn entsprechende Ersatzlösungen, bei-
spielsweıse durch Zusammenlegung, gesichert sind.“ Bezüg- sıerung auf dem kleinsten gemeiınsamen Nenner“. Doch

der Antrag wurde zurückgezogen, un ein Zzweıter Antraglich Neugründungen hieß 1M Begründungsteıl der
Vorlage 1mM Zusammenhang miıt den geforderten Schul- Denters auf die Schaftung eines eigenen kirchlichen „Schul-
entwicklungsplänen: Es sollte nıcht die Erfassung aller finanzierungsgesetzes“ wurde abgelehnt. Dennoch gelang

den Ordensvertretern für das Faktum der Ungleich-katholischen Kinder in katholischen Schulen freier Träger-
schaft angestrebt werden, vielmehr se1 ıne „beispielhafte behandlung VO  $ Ordensschulen un Schulen 1n freier

Trägerschaft die Gemüter empfänglıcher machen.Repräsentanz“ wünschenswert. Dies WAar Prot. Staudınger
wen1g: Wenn die katholische Kirche das Elternrecht Eın Ordensmann, der zugleich bischöflicher Beauftragter

bejahe, musse S1E auch viele Schulen errichten wollen, für die Schulen iın katholischer Trägerschaft 1st, CS

eutlich: Es gebe nıcht NUur Unterfinanzıerung, sondernals die Eltern wünschen. Eın anderer Antrag torderte die
Auflösung VO:  3 Schulen, W enl s1e nıcht das Nıveau at- auch UÜberfinanzıerung seıtens der Dıözesen, dann nam--

liıcher Schulen erreichten. Da{iß den Antrag Staudin- lıch, wenn sıch Modellschulen handle.

CI Finanzleute die Bischöte selbst hatten 1n ihrer
Stellungnahme gebeten, alle vorgeschlagenen Maßnahmen
nach ıhrer Finanzierbarkeıit abzuklopten Bedenken Hochschule andthema
hatten, WAar selbstverständlich. Im übrıgen hat sıch, außer
vielleicht 1n gewiıssen Gebieten Nordrhein-Westfalens, das Die Diskussion über die nıcht sehr profilierten Passagen
Prinzıp „katholische Schulen für alle katholischen Kinder“ des Abschnitts (Hochschulbildung un: Hochschulpasto-

ral) konzentrierte sıch dem Eindruck der Jüngstenauch in der Theorie längst erledigt.
Gegen die „Gesundschrumpfung“ nıcht genügend le1i- Auseinandersetzungen die DSE und ıhre Nachfolge-
stungsfähiger Schulen hatten VOTLT allem Ordensleute Eın- organısatıon sehr stark auf das Kapiıtel Hochschulgemein-
wendungen. Besonders scharf reaglerte ıne Ordensschwe- den, wobei sich die Tendenz der 1im Herbst 1973 1n Zu-
ST „Wenn das olk Gottes 1ın der katholischen Kirche sammenarbeıt MIt Studentenpfarrern erarbeiteten „Rıcht-
der Bundesrepublık einschließlich. der kirchlichen Verwal- punkte“ sowohl ın der Vorlage W1e iın der Diskussion
cun  NC eher begriffen hätte, daß Schulträger, durchsetzte. Andere ragen, W1€e die Rolle der Theologie
diesen VOTL allem die Ordensgemeinschaften, Schulen nıcht den Universıitäten, un Probleme der Hochschulretorm
als Selbstzweck, sondern ZU Gemeinwohl anbıeten, hätte insgesamt wurden 1Ur Rande angesprochen. ber-

eigentlich keine unzeitgemäfß ausgestatteten Schulen haupt nıcht erortert wurden die VO  - der Vorlage CIND-
tohlenen „dıfferenzıerten menschlichen Hilfeleistungen“geben können.“ Und „Katholische Schulen, die NULr dar-

auf bedacht sınd, mıt den öffentlichen Schulen mitzuhal- für Studenten, INnan nıcht 1Ur verstärkter therapeuti-
ten, haben bereıts jetzt iıhre Existenzberechtigung VeI- scher Beratung, sondern (immer noch) einem erweıterten
loren.“ Nüchterner sah Kultusminıister Vogel, der e1n- Angebot VO'  - Studentenheimen das Wort redete.
dringlicher als andere dafür eintrat, dafs, WEn ıne

Be1 der Umschreibung der Hochschulgemeinde ein1ıgte INa  -katholische Schule gegründet wird, daraut achten —  1St,
da{ß die Schule der Zielsetzung des Trägers auch tatsäch- sıch aut die Formel ZUuUr Gemeıinde gehört jeder Getaufte

un Glaubende der Hochschule. Wirksam werde dielich entspricht: „Wır übernehmen uns, WEnnn WIr NULr pru-
fen, ob WIr Schulen gründen können, un! nıcht auch Zugehörigkeıt allerdings erst durch den Beschlufß ZUr Mıt-

prüfen, ob WIr genügend Kräfte, VOTLr lem Lehrer, haben, arbeit. Hinsichrtlich der Ausrichtung der Gemeinden ze1g-
ten sıch wel Themen 7wel untereinander nıcht Zanzdie ıne Schule 1mM Geiste unseIr«cs Trägers ausgestalten

können.“ harmonisıerte Tendenzen. Deutlich spürbar WAar das Be-
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mühen, die Hochschulgemeinden pastoral un: institutionell Anspruchs auf Ho&15d1ulm un Fachhochschulen 1in freier
nıcht allzu sehr einzuengen. Die starke Betonung der Zu- Trägerschaft un wünschte eın Wort der Ermunterung für
ordnung Z Diözese stiefß aut Mifßtrauen, weıl insbeson- die 1im Bildungswesen aktiıv Tätıgen.
ders Studentenpfarrer s1e einen überdiözesanen Erstaunlich wenı1g erbrachte die Diskussion über die Auyus-
Zusammenschlufß der Studentengemeinden gerichtet sahen. bildungsförderung für Behinderte, Weihbischof Rein-
Andere rieben sıch der Forderung der Vorlage, das hart Lettmann ıne schleichende Benachteiligung freier
„SANZC Evangelıum“ ZzUuU Ma{(stab der pastoralen Dıa- Träger teststellte, un: über die beruftliche Bıldung, eın
konie (in einem Abänderungsantrag 1nes Studentenpfar- Schlagabtausch zwischen dem Gewerkschaftler Wılden und
ecI5 „der pastoralen Tätigkeit“) machen. Das WAar ıne Kultusminister Maıer über die „künstliche“ Verknappung
fast skurrile Debatte. Selbst dem Neutestamentler Rudol} VO  - Lehrstellen Klassenkampfverdacht zuguterletzt
Schnackenburg War bei dieser Forderung nıcht ohl Er eın friedliches Ende ahm Daß die NeUeEe Wertschätzung
wollte wıssen, W as iın diesem Zusammenhang „KHan- der beruflichen Biıldung auch VO  $ der Synode geteilt wird,
zem Evangelıum“ T  u verstehen sel. FEıne Selbst- WAar offenkundig. In einem Änderungsantrag VO  - Bischoft
verständlichkeit, die zunehmend schwierig un eben nıcht Bernhard Stein (Irıer) hieß Cn „Die in der Berutsausbil-
mehr selbstverständlich yeworden 1St Sıe hineinnehmen dung rworbenen Qualifikationen sollen profiliert se1N,
hieß S1e verengenden Interpretationen aussetzen, s1e her- dafß S1e den gleichen Wert haben W1e€e die entsprechenden
ausnehmen hätte den Verdacht bestärkt, INa  e} nehme Abschlüsse 1m allgemeinen Bildungsbereich un: auch als
mıt der Glaubensverkündigung doch nıcht ITNSLT WI1Ie gleichwertige anerkannt werden.“ Eıgene Beruftfsschulen 1n
MIt einer Vapc umschriebenen, 1n erster Linıe soz1al VeI- katholischer Trägerschaft wurden abgelehnt. Katholische

Erwachsenenbildung definierte Bischof Steıin „Nıcht eintachstandenen Diakonie. Hätte die Vorlage selbst (sottes-
dienst un: Verkündigung eindeutiger als Aufgaben der als) Fortsetzung der Seelsorge mMıt anderen Mıtteln, SOMN-

Hochschulgemeinden herausgestellt, ware das Problem dern als) Lebens- un: Glaubenshilfe 1M Dialog“. Weih-
ohl SA nıcht Eerst entstanden. Fıne andere Tendenz bischof Manfred Müller kritisierte Jjene katholischen Fr-
SELTZiIE sıch 1n der rage des 5SO$. „politischen Mandats“ Wad{senenbildner‚ die Ja nıcht „der verlängerte Arm der
(ebenfalls eın Restposten Aaus der Hochschulauseinander- Kirche sein wollen“. Eınem Antrag VO'  3 Tau Elsbeth
SCETZUNG der etzten ahre) durch Die Vorlage wollte Rıckal, auch eın Wort über die außerschulische Jugend-

bildung einzufügen, die Kirche stark prasent sel,daran ftesthalten: „Eın polıtischer Auftrag 1m weıtesten
Sınn 1St den Hochschulgemeinden nıcht abzusprechen.“ aber Benachteiligung drohe, wurde stattgegeben.
Auch das, meı1inte INan, se1 ıne Selbstverständlichkeit.
Die Mehrheit WAaTr aber anderer Meınung. Sıe folgte einem
. A, auch VO  $ Prof. Eywın Iserloh unterstützten An- eht e ohne Grundkonzept?
trag des Rektors der Uniiversıität Mannheım, Eduard
Gaugler, den Sachverhalt naher präzısıeren. Die weıter ben zıtlerte Stellungnahme den 1N-

wärtigen bildungspolitischen TIrends elt INa  $ bereits mIit
Gaugler SEetZtiEe sıch auch tür ıne stärkere Betonung der der Generaldebatte für erledigt. Diese selbst WAar über-
Rolle der Theologie den Hochschulen ein, nachdem die wiegend der Struktur der Vorlage und NUur einem Teil
Vorlage sıch 1m Beschlußteil defensiv auf den Satz der rage nach der Grundkonzeption gew1ıdmet. FEs stell-
beschränkt hatte: Dıiıe Theologie solle 1m Gespräch der ten sıch dabe;j in eLtwa2 Z7wel Tendenzen heraus. Die ıne
Wissenschaften den Hochschulen iıhren Platz behalten. Seıite forderte, hinter dem tachlich Sagbaren „das spez1-
Gaugler stiefß jedoch auf den Widerstand des Theologen fisch kirchlich Sagbare anzudeuten“ (Karl Forster), ıne
Prof. Nastaynczyk, der darauf insıstierte, gebe Grundsatzfragen orıentierte kritische Bılanz der Bıl-
schulen“, 99 denen sıch die Relation VO  3 Lehrenden un: dungsreform un: -diskussion der letzten zehn Jahre ans
Hörenden in den theologischen Fakultäten bereits dem Maıer) un ıne gründlıche Auseinandersetzung mıiıt Fehl-
Idealverhältnis VO  - nähert“. (Universitätsfakultäten entwicklungen der letzten eıit. Tau aurıen lieferte A2Zu
konnten damıt nıcht gemeınt sein!) Gaugler wünschte auch die Stichworte: Emanzıpatıon hne Bindung, kollektives
ine Stellungnahme der Synode ZUur Numerus-clausus- Verhalten ohne indıvıduelle Freiheit, Wiıssensvermittlung
Sıtuation: Wenn die Synode Bal nıchts dazu Sagch ohne Erziehung, soz1ıale Bezugsysteme hne persönliche
habe, W 4s miıt jenen geschehen soll, die WAar ıne Berech- Verantwortung. Dıie andere Tendenz, vertreten U, A, durch
tıgung ZUuU Studium, aber keinen Studienplatz erhalten, Prof. Nastaynczyk un Daorıs nab (Institut für WI1sSsen-
un Oran die Studienplatzplanung auszurichten sel, schaftliche Pädagogik, Münster), vertocht die pragmatische
Bedarf oder den Studienwünschen, könne sS1e ın Fragen Linıe der Vorlage und warnte VOT dem Autbau einer
des Hochschulwesens in den nächsten zehn Jahren ıcht „Gegenideologie“. Vielleicht hätte siıch ıne Synodenkom-

e  IIN werden. Gaugler orderte auch eın Wort M1sSsS10N mıiıt der gewünschten Grundsatzarbeit überfordert.
der Warnung VOTLT der verbreiteten Wiıssenschaftsgläubig- Sıe ware Aufgabe der einschlägıigen, VO  e} der Kiırche
eıit Diese se1 heute eın zentrales Problem der Hochschul- getragenen Instiıtutionen. Die rage Ist, ob sıch diese einer
pastoral. Bernhard Vogel verlangte die Verankerung des solchen Aufgabe unterziehen wollen


